
STUDIUM

Qdent 2024 | 8 [2] | 38–3938

Zahnärzte fordern

Vergabe von 
Studienplätzen stärker 

am eigenen Bedarf 
ausrichten! 

Die Universitäten in Mitteldeutsch-

land sollen ihre Studienplätze in der 

Zahnmedizin an mehr junge Menschen ver-

geben, die aus der Region kommen und auch 

hier arbeiten wollen. Das fordern die Zahn-

ärztinnen und Zahnärzte in Thüringen, Sach-

sen und Sachsen-Anhalt. Demnach soll sich 

die Vergabe der Zahnmedizin-Studienplätze 

an heimischen Hochschulen stärker am Be-

darf der eigenen Bundesländer ausrichten. 

Die Zahnärztekammern der drei Länder un-

terstützen damit einen Vorschlag der ostdeut-

schen Ministerpräsidenten, die sich für eine so-

genannte Landeskinder- oder Landarzt-Quote 

bei Studienplätzen in der Medizin ausgespro-

chen hatten. Die zahnärztlichen Standesvertre-

ter fordern nun, auch die Zahnmedizin in solche 

Überlegungen mit einzubeziehen. 

ZAHNMEDIZIN-ABSOLVENTEN FÜR 

EIN BERUFSLEBEN IN DER REGION 

BEGEISTERN 

Bislang werden die Zahnmedizin-Studien-

plätze an allen staatlichen Hochschulen in 

Deutschland durch ein zentrales Verfahren 

vergeben. Dabei werden viele Jugendliche aus 

anderen Bundesländern auf einen Studien-

platz in Mitteldeutschland verteilt, verlassen 

die Region nach ihrem Studienabschluss aber 

sofort wieder. Umgekehrt müssen Zahnmedi-

zin-Interessierte aus Thüringen, Sachsen und 

Sachsen-Anhalt auf weit entfernte Studienorte 

ausweichen, kommen später aber häufig nicht 

wieder in ihre Heimat zurück. 

Künftig sollen die von einem Bundesland 

bezahlten Studienplätze zu einem festen An-

teil mit Studierenden aus dem eigenen Land 

besetzt werden, fordern daher die Zahnärzte-

kammern. Sie verweisen auf die zunehmenden 

Versorgungsprobleme vor allem in kleineren 

Städten und Dörfern. Junge Menschen sollen 

sich auch für eine längere berufliche Tätigkeit 

im ländlichen Raum verpflichten können, um 

einen begehrten Studienplatz oder eine finan-

zielle Unterstützung während der Ausbildung 

zu erhalten. 

Die drei Zahnärztekammern unterstützen 

deshalb das Vorhaben der ostdeutschen Mi-

nisterpräsidenten, den Staatsvertrag zwischen 

allen Bundesländern über die Hochschulzulas-

sung zu ändern, um Ländern und Hochschulen 

weitere Freiheiten zu gewähren. Zugleich for-

dern die Zahnärzte aber auch, die bereits jetzt 

bestehenden Möglichkeiten auf Landesebene 

konsequenter zu nutzen. Denn schon heute 

dürfen Länder und Hochschulen einen Teil ihrer 

Studium
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Studienplätze anhand selbstgewählter Krite-

rien neben dem Notendurchschnitt im Abitur 

(Numerus clausus) vergeben. 

PRAXISSTERBEN IN KLEINEREN 

STÄDTEN UND DÖRFERN 

AUFHALTEN 

In Mitteldeutschland bilden die vier 

Universitäten Jena, Halle (Saale), 

Leipzig und Dresden junge Zahn-

ärztinnen und Zahnärzte aus. Pro 

Studienjahr schließen insgesamt 

etwa 185 Zahnmediziner erfolgreich 

ihr Studium ab (Jena etwa 55, Halle 

etwa 35–40, Leipzig und Dresden 

zusammen ca. 90). Allerdings ist 

nur ein geringer Teil der jungen 

Zahnärztinnen und Zahnärzte in 

der Region verwurzelt oder lässt sich 

hier nieder. Das gleicht die hohe Anzahl älterer 

Zahnärzte unmittelbar vor dem Ruhestand bei 

weitem nicht aus. 

Die drei mitteldeutschen Bundesländer 

stehen vor ähnlichen Herausforderungen: In 

der ehemaligen DDR wurden in den 1970er- 

und 80er-Jahren zahlreiche Zahnmediziner 

ausgebildet. Diese machen heute in manchen 

Gegenden bis zur Hälfte aller berufstätigen 

Zahnärzte und Praxisinhaber aus. Sie werden 

absehbar während der nächsten fünf bis zehn 

Jahre in Rente gehen – oft ohne ihre Praxis 

an Nachfolger übergeben zu können. Dieses 

Praxissterben vor allem in ländlichen Gebieten 

gefährdet die wohnortnahe Versorgung schon 

jetzt akut. Immer mehr Patienten drängen in 

immer weniger Praxen. 

Die zahnärztlichen Körperschaften selbst 

unternehmen seit Jahren enorme Anstren-

gungen, um junge Zahnmediziner für ein Be-

rufsleben in Thüringen, Sachsen oder Sach-

sen-Anhalt zu begeistern: Sie vermitteln 

Praktika, fördern Hospitationen in ländlichen 

Zahnarztpraxen auch finanziell, arbeiten bei 

der Verteilung der 

studienverpflichten-

den Praxisfamulaturen eng 

mit den Universitäten zusam-

men, organisieren die Fort-

bildung und Vernetzung des 

zahnärztlichen Nachwuchses 

sowie vieles andere mehr. 

Die Sicherung einer flächendeckenden 

Gesundheitsversorgung ist eine gesamtge-

sellschaftliche Aufgabe, die nur im Mitein-

ander von Heilberufen, Hochschulen und Po-

litik gelingen kann. Die richtigen Konzepte für 

eine wohnortnahe zahnmedizinische Betreu-

ung werden ganz gewiss eine Rolle spielen bei 

den wichtigen Wahlentscheidungen anläss-

lich der mitteldeutschen Landtagswahlen in 

diesem und im nächsten Jahr – nicht nur für 

Zahnärztinnen und Zahnärzte oder ihre Pra-

xisteams, sondern vor allem für Millionen 

Wählerinnen und Wähler in Stadt und Land. 

QUELLE: LZKTH
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